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Flächendeckend funktionierende Mobilfunk-
netze sind eine notwendige Basisinfrastruk-

tur für unser Land. Mittlerweile übersteigt die 
Zahl der Mobilfunkanschlüsse die Zahl der 
Festnetzanschlüsse.  
Das macht die Akzeptanz des Mobilfunks 
und seine herausragende Bedeutung als eine 
wichtige Infrastruktur der Informations- und 
Wissensgesellschaft erkennbar. Trotz der grund-
sätzlichen Akzeptanz und der hohen Verbrei-
tung des Mobilfunks stoßen die Sendeanlagen 
in der Bevölkerung auch heute noch auf Skepsis 
und lösen teilweise Widerstand aus. Die Stand-
ortwahl für Mobilfunkanlagen führte in der 
Vergangenheit immer wieder zu Konflikten. 

Vor diesem Hintergrund trafen die Mobilfunk-
netzbetreiber im Jahr 2001 zunächst mit den 
kommunalen Spitzenverbänden und kurze Zeit 
später auch mit der Bundesregierung Überein-
kommen. Beide Übereinkommen – die zwi-
schen den kommunalen Spitzenverbänden und 
den Mobilfunknetzbetreibern getroffene Ver-
bändevereinbarung und die von den Mobilfunk-
netzbetreibern gegenüber der Bundesregierung 
abgegebene freiwillige Selbstverpflichtung – 
zielen auf eine möglichst einvernehmliche 
Standortsuche und einen optimalen Informa
tionsaustausch zwischen den Mobilfunkbe-
treibern und den Kommunen. Das Ziel ist, 
größtmögliche Transparenz zu schaffen und 

die Beteiligung der Kommunen beim Ausbau 
der Mobilfunknetze zu verbessern. Durch die 
Übereinkommen wurde ein bundeseinheitli-
cher Rahmen geschaffen, der die Einbindung 
der Kommunen beim Aufbau der Mobilfunk
infrastruktur verbessert und sicherstellt. 

Durch die Übereinkommen konnte ein nach-
haltiger Beitrag zur Verbesserung der Akzep-
tanz der Technologie und zur Verbesserung des 
Informationsaustauschs zwischen Bürgern und 
Mobilfunknetzbetreibern geleistet werden. Das 
belegen die Jahresberichte der Mobilfunknetz-
betreiber an die Bundesregierung. Die Ergeb-
nisse aus den vergangenen Jahren zeigen einen 
positiven Befund: Sowohl von den Kommunen 
als auch von den Netzbetreibern werden die 
Vereinbarungen als wesentlicher Fortschritt 
gesehen. Aufgrund der großen Akzeptanz wur-
de die Selbstverpflichtung der Mobilfunknetz-
betreiber gegenüber der Bundesregierung 2008 
fortgeschrieben.

Dieses Heft gibt einen schnellen Überblick über 
die als bundeseinheitlicher Rahmen geschaf-
fenen Übereinkommen zwischen den Mobil-
funknetzbetreibern und den genehmigenden 
beziehungsweise kontrollierenden Behörden. 
Es beinhaltet die genannten wichtigen Do-
kumente im Wortlaut sowie weiterführende 
Quellenangaben und Links.

Überblick1.0
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Sie sieht vielmehr weiteren Forschungsbedarf.
Eine Grenzwertverschärfung nach dem Schwei-
zer Modell – Faktor 10 – würde zu einem deutli-
chen Mehrbedarf an UMTS-Standorten führen. 
Ferner würde diese Anforderung eine sinnvolle 
Mitnutzung bestehender Standorte verhindern 
und liefe somit den städtebaulichen Belangen 
der Kommunen entgegen.

Maßnahmen der Mobilfunkbetreiber

Die Mobilfunkbetreiber erklären sich bereit, in 
den Bereichen Verbraucher-, Gesundheits- und 
Umweltschutz wirksame und nachprüfbare 
Verbesserungen gegenüber der derzeitigen 
Situation herbeizuführen.

2.1 
Kommunikation und 

Partizipation

Verbesserung der Kooperation mit 
den Kommunen

Ein wesentliches Konfliktfeld stellt derzeit 
die Einbeziehung der kommunalen Verwal-
tungen bei der Errichtung von Mobilfunk-
Sendeanlagen dar. Die nach der 26. BlmSchV 
vorgesehenen Fristen für Genehmigungs- und 
Meldeverfahren und der Umfang der Mitgestal-
tungsmöglichkeiten werden von vielen Kom-
munen als unzureichend betrachtet.

Um die Kommunikation und Partizipation zu 
intensivieren, haben die Mobilfunkunterneh-
men bereits am 9. Juli 2001 jeweils mit den 
kommunalen Spitzenverbänden auf Bundesebe-
ne im Rahmen der bestehenden Lizenzauflagen 
eine freiwillige Vereinbarung mit folgenden 
wesentlichen Maßnahmen geschlossen: Die 
Mobilfunkbetreiber haben gegenüber den Kom-
munen jeweils schriftlich einen kommunalen 
Ansprechpartner benannt, der die Zusammen-
arbeit zwischen den Kommunen und den je-

weiligen Unternehmen in Fragen des Netzbaus 
koordiniert. Dabei soll das nachfolgende mehr-
stufige Informationskonzept zur Einbeziehung 
der Kommunen zur Anwendung gelangen:

●	 Die Mobilfunkbetreiber informieren jeweils 	
die Gebietskörperschaften in regelmäßigen 	
Abständen über den aktuellen Stand des Aus-
baus ihrer jeweiligen Netzinfrastruktur sowie 
den Planungsstand neuer Anlagen. 

●	 Nach Konkretisierung der Funknetzplanung
	 für eine Region informieren die jeweiligen 	

Mobilfunkbetreiber die betroffene Gebiets-	
körperschaft über die Absicht eines konkret 

	 geplanten Bauvorhabens mit Angabe eines 	
funktechnischen Suchbereiches (Positions-

	 bereich für neue Sendeanlagen in Abhängig-
	 keit der umliegenden Netzstruktur). Der 		

Kommune wird innerhalb einer angemesse-
	 nen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme 	
	 und zur Erörterung der Baumaßnahme im 
	 Rahmen eines ergebnisoffenen Gespräches 
	 ermöglicht. Ziel dieser Gespräche ist eine 	
	 Konsenslösung unter Einbeziehung der 
	 konkreten örtlichen Belange der Kommune 

und der technischen und strukturellen Rand-
bedingungen zur Errichtung der Netzinfra-
struktur des jeweiligen Netzbetreibers.

●	 Die betroffene Gebietskörperschaft wird über 
die Inbetriebnahme einer Sendeanlage zum 
gleichen Zeitpunkt wie die zuständige Anzei-	
gebehörde nach Bundes-Immissionsschutz-	
gesetz informiert.

●	 Die Mobilfunkbetreiber sind bereit, den Auf-	
bau einer Standortdatenbank durch die Regu-

	 lierungsbehörde für Telekommunikation und 	
Post und eine Bereitstellung der notwendigen 	
Daten zum Zweck der Information von Ge-

	 bietskörperschaften im erforderlichen Um-
	 fang zu unterstützen. Die Datenbank erfasst 	

auch alle Anlagen vor dem Inkrafttreten der 	
26. BlmSchV am 1. Januar 1997.

Unter dem Titel „Maßnahmen zur Verbesse-
rung von Sicherheit und Verbraucher-, Um-

welt- und Gesundheitsschutz, Information und 
vertrauensbildende Maßnahmen beim Ausbau 
der Mobilfunknetze“ vom 05. Dezember 2001 
sind die Unternehmen E-Plus, Mobilcom, O2 
(ehemals VIAG Interkom GmbH & Co.), T-Mobile 
(ehemals DeTeMobil Deutsche Telekom Mobil-
net GmbH) und Vodafone (ehemals Mannes-
mann Mobilfunk GmbH) im Dezember 2001 
eine freiwillige Selbstverpflichtung gegenüber 
der Bundesregierung eingegangen. Die Selbst-
verpflichtung hat folgenden Wortlaut:

Einleitung

Der Mobilfunk hat sich in den vergangenen 
Jahren zu einer Schlüsselbranche für den 
Standort Deutschland entwickelt und ist damit 
auch arbeitsmarktpolitisch von hoher Bedeu-
tung. Aufgrund der rasanten Entwicklung der 
Mobilfunktechnik ist inzwischen auch eine 
wohnbereichsnahe Errichtung von Mobilfunk-
Sendeanlagen technisch unverzichtbar ge-
worden. Obwohl in Deutschland die von der 
Weltgesundheitsorganisation empfohlenen und 
gesetzlich in der 26. Verordnung zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) veranker-
ten Grenzwerte für die Immission elektroma-
gnetischer Felder streng eingehalten werden, 
stößt die Errichtung von Mobilfunk-Sendeanla-
gen im Rahmen der intensiven „Elektrosmog“-

Diskussion ungeachtet der hohen Nachfrage 
nach Mobilfunkangeboten zunehmend auf Vor-
behalte und Kritik in Teilen der Bevölkerung.

Die Mobilfunkbetreiber nehmen diese Besorg-
nisse sehr ernst. Sie erklären daher gegenüber 
der Bundesregierung ihre Bereitschaft, durch 
konkrete zusätzliche Maßnahmen die Vorsorge 
weiter zu verstärken und damit einen aktiven 
Beitrag zur Verbesserung der Akzeptanz der 
Mobilfunkinfrastruktur zu leisten.
 
Grenzwerte

Die in Deutschland geltenden Grenzwerte der 
26. Verordnung zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz sind mit den wissenschaftlich ab-
gesicherten Empfehlungen der internationalen 
Strahlenschutzkommission (ICNIRP) identisch. 
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat 
diese Grenzwerte als ausreichende Sicherheits-
basis für den dauerhaften Schutz der Bevölke-
rung vor gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
empfohlen.

In Deutschland hat die Strahlenschutzkommis-
sion in ihrer Empfehlung vom 14. September 
2001 die wissenschaftliche Tragfähigkeit der 
Grenzwerte bestätigt und sieht keine Notwen-
digkeit, unter Vorsorgeaspekten die geltenden 
Grenzwerte der 26. BlmSchV zu verschärfen. 

FREIWILLIGE  SELBSTVER- 
PFLICHTUNG  DER  MOBILFUNK- 
NETZBETREIBER  gegenüber   
der  Bundesregierung

2.0
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Darüber hinaus sagen die Betreiber folgende 
Maßnahmen zu:

●	 Offenlegung der Planungen durch halbjähr-

	 liche Erörterung der Netzplanung unter 

	E inbeziehung von Standortalternativen mit 	

jeweils betroffenen Kommunen
●	 Unterrichtung der Kommunen und der 

	 Bürgerinnen und Bürger in Abstimmung  

	 mit den Kommunen
●	 Parallele Errichtungsabsichtsanzeige  

an die Landesbehörden
●	 Verbindliche Einbeziehung der Kommunen 		

	 in die Standortwahl: Gelegenheit der Kom-		

	 munen zur Stellungnahme innerhalb einer 		

	F rist von acht Wochen.

Die Mobilfunkbetreiber bekräftigen ihre jeweils 
gegenüber den kommunalen Spitzenverbänden 
getätigten Zusagen, die getroffenen Vereinba-
rungen in vollem Umfang und nachprüfbar 
stufenweise umzusetzen. Die Betreiber gehen 
davon aus, dass die Verbände den Fortgang der 
Umsetzung regelmäßigen Prüfungen unterzie-
hen und sagen zu, regional erkannten Hand-
lungsbedarf im jeweiligen Unternehmen rasch 
umzusetzen.

Gemeinsame Nutzung von 
Antennenstandorten

Um einen schonenden Umgang mit den Res-
sourcen Landschaft und „Dach“ zu erreichen, 
wobei insbesondere landschaftsschützende  
und ortsgestalterische Gesichtspunkte im Vor-
dergrund stehen, nutzen die Betreiber bereits 
heute eine nicht unerhebliche Anzahl Standorte 
gemeinsam. Durch die von der RegTP zugelas-
senen Möglichkeiten beim Site-Sharing erge-
ben sich weitere Optimierungspotenziale. Die 
Mobilfunkbetreiber bekräftigen deshalb ihre 
gegenüber den kommunalen Spitzenverbänden 
gegebene Zusage, aufgrund der großen Anzahl 
der erforderlichen Standorte und zur Wahrung 
der städtebaulichen Belange im Rahmen des 
kartellrechtlich Zulässigen die möglichst opti-
male Nutzung von vorhandenen und zukünfti-
gen Antennenstandorten anzustreben. 

In städtischen Gebieten werden die Betreiber 
das Site-Sharing in Abstimmung mit den Kom-
munen durchführen.

Alternative Standortprüfung bei 
Kindergärten und Schulen

Den Mobilfunkbetreibern ist bewusst, dass 
bestimmte Bereiche für die Errichtung von Sen-
deanlagen besonders im Fokus der öffentlichen 
Diskussion stehen. Dies gilt insbesondere für 
Kindergärten und Schulen. Ungeachtet der auch 
in diesen Bereichen durch die geltenden Grenz-
werte gewährleisteten Sicherheit vor Einwirkun-
gen elektromagnetischer Felder sind die Betrei-
ber bereit, den Besorgnissen verstärkt Rechnung 
zu tragen und vorrangig andere Standorte zu 
prüfen. Sollte diese Prüfung ergeben, dass die 
Errichtung einer Sendeanlage in der Nähe oder 
auf einer Schule oder einem Kindergarten nach 
Abwägung aller Gesichtspunkte unter immissi-
ons- und funktechnischen Gesichtspunkten die 
beste Lösung darstellt, so werden die Mobil-
funkbetreiber, angelehnt an die Empfehlung der 
WHO, rechtzeitig durch geeignete umfassende 
Informations- und Begleitmaßnahmen dafür 
Sorge tragen, dass die Akzeptanz für einen sol-
chen Standort verbessert werden kann.

2.2 
Verbraucherschutz und 

Verbraucherinformation 

zu Handys

Die Mobilfunkbetreiber sagen zu, keine Handys 
zu vertreiben, die nicht den von der internatio
nalen Strahlenschutzkommission ICNIRP 
wissenschaftlich erarbeiteten und von der Euro-
päischen Union EU in Übernahme der von der 
ICNIRP empfohlenen Grenzwerte entsprechen.

Die Mobilfunkbetreiber unterstützen die Ini-
tiative der Herstellerunternehmen, zugunsten 
verbesserter Verbraucherinformationen Anga-

ben der SAR-Werte (SAR Spezifische Absorp-
tionsrate) der Handys in geeigneter Form zu 
veröffentlichen. Sie werden die Hersteller auf 
eine verbraucherfreundliche und transparente 
Ausgestaltung dieser Informationen drängen, 
sodass der Kunde vor der Kaufentscheidung 
die jeweils höchstmögliche spezifische Absorp-
tionsrate in Erfahrung bringen kann.

Weiterhin werden die Mobilfunkbetreiber die 
Hersteller darauf drängen, verstärkt Handys mit 
geringem SAR-Wert auf den Markt zu bringen.

Darüber hinaus werden sie die Hersteller dar-
auf drängen, ein Qualitätssiegel für Handys mit 
besonders niedrigem SAR-Wert zu entwickeln.
Soweit die Mobilfunkbetreiber ihrerseits Han-
dys vertreiben, werden sie zusätzlich die o. g. 
Informationen geben. Sie sagen darüber hinaus 
zu, verstärkt Handys mit geringem SAR-Wert 
anzubieten.

2.3
Forschungsförderung

Die Mobilfunknetzbetreiber verpflichten sich, 
die Forschungsförderung auf dem Gebiet 
elektromagnetischer Felder zu intensivieren. 
Sie werden jeweils anteilig für den Zeitraum 
2002 bis 2005 insgesamt 8,5 Mio. Euro zur 
Verfügung stellen. Sie sind bereit, mit diesen 
Mitteln das Forschungsprogramm des Bun-
desumweltministeriums zu unterstützen, das 
im betreffenden Zeitraum mit den gleichen 
Mittelvolumen ausgestattet ist.

Für die Betreibermittel muss ein geeignetes 
Vergabe- und Managementverfahren etabliert 
werden, bei dem sichergestellt ist, dass sich  
dieses an den von der WHO formulierten Kri-
terien für EMF-Forschungsprojekte orientiert 
und die Voraussetzung hinsichtlich interessen-
ungebundener Durchführung gegeben ist.

2.4
Monitoring als Beitrag 

zum Risikomanagement

Die Strahlenschutzkommission empfiehlt, rele-
vante Immissionen durch elektrische, magneti-
sche und elektromagnetische Felder in regelmä-
ßigen Zeitabständen zu überprüfen.

Darüber hinaus sind Messdaten über die tat-
sächlichen Immissionen für die verantwortli-
chen Entscheidungsträger und die ausführenden 
Organe eine wesentliche Basis für die Immissi-
onsbewertung und ein vorsorgliches Risikoma-
nagement. Die Mobilfunkbetreiber unterstüt- 
zen deshalb entsprechende Maßnahmen zum 
Gesundheitsschutz und zum vorsorglichen Risi-
komanagement. Konkret wird vorgeschlagen:

Aufbau eines Netzes von EMF-Messmonitoren 
Idealerweise könnte ein solches Monitoring 
der EMF-Immission durch ein Netz fester und 
mobiler Messstationen realisiert werden. Durch 
eine entsprechende Anbindung sollten die Da-
ten online und automatisch erfasst und darge-
stellt werden. Das Management eines solchen 
Systems sollte betreiberunabhängig durch die 
RegTP und die nach dem BlmSchG zuständigen 
Behörden erfolgen. Alternativ sind die Mobil-
funkbetreiber bereit, die bestehenden Immissi-
onsmessprogramme auszuweiten.

Ausweitung bestehender Immissions- 
messprogramme
Bei etwas reduzierten Anforderungen an die 
Regelmäßigkeit kann das oben genannte  
Ziel auch durch eine Ausweitung der bereits  
heute von der RegTP und einigen Bundeslän- 
dern durchgeführten Messprogramme erreicht 
werden. Die Messungen sollten dabei unter 
Einbeziehung entsprechender Fachinstitute 
unter Federführung der Regulierungsbehörde 
für Telekommunikation und Post (RegTP) und 
der Vollzugsbehörde nach BlmSchG erfolgen.
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Zur Realisierung bieten die Mobilfunkbetreiber 
an, jeweils anteilig finanzierte Mittel in einer 
Gesamthöhe von 1,5 Millionen Euro zur Erfas-
sung der hochfrequenten elektromagnetischen 
Immissionen, die nur zu einem Bruchteil von 
Mobilfunk-Sendeanlagen erzeugt werden, zur 
Verfügung zu stellen. Ein Einsatz von Mitteln 
des Bundes und der Länder sowie ggf. ähnlicher 
Initiativprogramme sollte angestrebt werden, 
um eine schnelle und effektive Umsetzung 
zu erreichen.

2.5
Monitoring

Die Mobilfunkbetreiber werden die Bundes-
regierung mindestens einmal jährlich auf der 
Basis eines unabhängigen Gutachtens über 
die Erfahrungen mit der Selbstverpflichtung 
informieren.

Perspektive

Die Mobilfunkbetreiber versprechen sich 
von den vorgeschlagenen Maßnahmen eine 
spürbare Versachlichung der Diskussionen 
und dadurch mehr Akzeptanz. Damit werden 
gemeinsam die Voraussetzungen für eine 
zukunftssichere Nutzung der Mobilfunktechnik 
in Deutschland, die alle relevanten gesellschaft-
lichen Interessen berücksichtigt, geschaffen.
 

VERBÄNDEVEREINBARUNG   
ZWISCHEN  DEN  KOMMUNALEN   
SPITZENVERBÄNDEN  UND  DEN   
MOBILFUNKNETZBETREIBERN

Unter dem Titel „Vereinbarung über den In-
formationsaustausch und die Beteiligung 

der Kommunen beim Ausbau der Mobilfunk- 
netze“ vom 09. Juli 2001 haben die kommunalen 
Spitzenverbände – vertreten durch den Deut-
schen Städtetag, den Deutschen Landkreistag 
und den Deutschen Städte- und Gemeinde- 
bund – mit den Mobilfunknetzbetreibern E-Plus,  
Mobilcom, O2 (ehemals VIAG Interkom GmbH 
& Co.), T-Mobile (ehemals DeTeMobil Deutsche 
Telekom Mobilnet GmbH) und Vodafone (ehe-
mals Mannesmann Mobilfunk GmbH) im Juli 
2001 eine Vereinbarung geschlossen. Diese Ver-
bändevereinbarung hat den folgenden Wortlaut: 

Präambel 

Der Mobilfunk hat in den vergangenen Jah-
ren in Deutschland ein rasantes Wachstum 
erfahren. Er hat sich zu einem der wichtigsten 
Teilbereiche der Informations- und Kommuni-
kationstechnologien entwickelt. 

Die kommunalen Spitzenverbände und die 
Mobilfunknetzbetreiber sind sich einig in 
der Auffassung, dass eine leistungsfähige 
Mobilfunk-Netzinfrastruktur ein wesentlicher 
Faktor für die wirtschaftliche Entwicklung 
in den Städten, Kreisen und Gemeinden ist. 
Sie wollen gemeinsam dazu beitragen, einen 
gesundheitsverträglichen, wettbewerbsge
rechten und raschen Ausbau der Mobilfunk-

technik in Deutschland und insbesondere 
den Aufbau der UMTS-Technik möglichst 
flächendeckend voranzutreiben. 

Mobilfunknetzbetreiber und kommunale 
Spitzenverbände halten es für erforderlich, die 
Forschung auf dem Gebiet der elektromagne-
tischen Felder zu intensivieren, um die Grenz-
werte fortlaufend zu prüfen und damit auch 
zukünftig den Gesundheitsschutz im Sinne  
der Vorsorge sicherzustellen. 

Bei der zukünftigen Planung von Standorten 
für Mobilfunkanlagen werden von den kom-
munalen Spitzenverbänden und den Mobil-
funknetzbetreibern einvernehmliche Lösungen 
angestrebt; dabei sind die kommunalen Belange 
ebenso zu berücksichtigen, wie den Belangen 
der Mobilfunknetzbetreiber Rechnung zu 
tragen ist. 
 
Die Mobilfunknetzbetreiber und die kommu-
nalen Spitzenverbände wollen der in Teilen 
der Bevölkerung entstandenen Besorgnis um 
mögliche Auswirkungen auf die Gesundheit 
sowie ortsbildgestaltende Belange Rechnung 
tragen. Durch eine umfassende Information der 
Kommunen und ihrer Bürgerinnen und Bürger 
sowie durch eine enge Kooperation und offene 
Kommunikation mit der jeweiligen kommu-
nalen Gebietskörperschaft sollen die örtlichen 
Belange Berücksichtigung finden, um einen 

3.0
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möglichst konfliktfreien Infrastrukturausbau 
zu ermöglichen. Die Mobilfunknetzbetreiber 
und die kommunalen Spitzenverbände wollen 
mit dem Abschluss dieser Vereinbarung einen 
bundeseinheitlichen Rahmen schaffen, der 
eine Einbindung der Kommunen beim Aufbau 
der Netzinfrastruktur sicherstellt und damit 
zugleich eine Verbesserung der Akzeptanz 
durch die Kommunen und ihrer Bevölkerung 
erreicht. Hierzu werden folgende Regelungen 
vereinbart:

3.1 
Informationen über die 

bestehenden und zukünf-

tigen Mobilfunknetze 
 
●	Mobilfunknetzbetreiber und kommunale 		
	 Spitzenverbände sehen die Bereitstellung 		
	 der aktuellen Standortdaten über die orts-
	 festen Sendeanlagen im Bereich der jewei-	
	 ligen Kommune unter Beachtung der recht-	
	 lichen Vorschriften als wichtige Information
	 für die Kommunen an. Da diese Daten voll- 
	 ständig und aktuell bei der Regulierungs-		
	 behörde für Telekommunikation und Post 	
	 (RegTP) vorhanden sind, setzen sich beide 	
	 Seiten für eine Lösung in Zusammenarbeit 	
	 mit der RegTP und unter Rückgriff auf die 	
	 RegTP-Daten ein. Sollte dies nicht möglich 	
	 sein, verpflichten sich die Mobilfunknetz-		
	 betreiber in Absprache mit den kommu- 
	 nalen Spitzenverbänden, eine RegTP-un- 
	 abhängige Lösung bereitzustellen.  
 
●	Mobilfunknetzbetreiber und kommunale 		
	 Spitzenverbände stimmen darin überein, 
	 dass ein regelmäßiger Austausch über den
	 Ausbau- und Planungsstand der Netzinfra-	
	 struktur auf regionaler Ebene als Maßnahme 	
	 zur frühzeitigen Einbeziehung der Kommu-	
	 nen notwendig ist. 
 

●	Jeder Mobilfunknetzbetreiber wird deshalb 	
	 den Kommunen regelmäßige und am In- 
	 formationsbedarf orientierte Gespräche
	 zum aktuellen Ausbau- und Planungsstand 	
	 anbieten. In Absprache können diese Gesprä-
	 che z. B. auf regionaler Ebene in Abstimmung 	
	 mit den betroffenen kommunalen Gebiets-	
	 körperschaften erfolgen. 
 
●	Mobilfunknetzbetreiber und kommunale 		
	 Spitzenverbände befürworten einen direkten 	
	 und schnellen Informationsaustausch auf  
	 der Fachebene. 
 
Jeder Mobilfunknetzbetreiber benennt hierfür 
gegenüber den Kommunen einen zuständigen 
Ansprechpartner, der für Fragen zur Mobilfunk-
technik und für konkrete Fragen zu Standorten 
des Mobilfunknetzbetreibers im Bereich der 
Kommune zur Verfügung steht. 
 
Ansprechpartner auf Seiten der Kommune ist 
der jeweilige Hauptverwaltungsbeamte, soweit 
nicht eine bestimmte Dienststelle benannt wird.  

3.2 
Vorgehensweisen beim 

Bau neuer Sendeanlagen
 
●	 Die Mobilfunknetzbetreiber bieten den Kom-	
	 munen an, sie über ihre Pläne für den Bau
 	 neuer Sendeanlagen zu informieren. Der 		
	 Zeitpunkt für diese Information ist so zu 		
	 wählen, dass der Kommune ein angemes-		
	 sener Zeitraum zur Stellungnahme verbleibt 	
	 und die endgültige Standortentscheidung 		
	 noch offen ist.  
 
●	 Die Kommune kann ihrerseits Standortvor-
	 schläge für neue Sendeanlagen unterbreiten; 
	 die Mobilfunknetzbetreiber sagen zu, diese 
	 Vorschläge bzw. Hinweise der Kommune
 	 zu Standorten vorrangig und ergebnisoffen 
	 zu prüfen. Stellen die Betreiber die funktech-
	 nische Eignung und wirtschaftliche Realisier-

„Vereinbarungen auf frei-

williger Basis sind enorm 

wichtig. Denn die Integra-

tion von Bürger-, Betreiber- 

und Kommunalinteressen 

lassen viele Konflikte gar 

nicht erst entstehen“

Peter te Reh, Deutscher 

Städtetag

	 barkeit dieser Standorte fest, sagen die Be-		
	 treiber zu, diese vorrangig zu verwirklichen. 
	 Wenn die Standortvorstellungen der Kommu-	
	 ne aus funktechnischen oder wirtschaftlichen 	
	 Gründen nicht zu realisieren sind, ist das der 	
	 Kommune zu begründen und bei Vorliegen 	
	 entsprechender Möglichkeiten ein weiterer 
	 konkreter Einigungsversuch zu unternehmen.
	 Beide Seiten gehen davon aus, dass das ge- 
	 samte Abstimmungsverfahren für einen 		
	 konkreten Standort innerhalb von 8 Wochen 	
	 abgeschlossen wird. 

●	 Die Mobilfunknetzbetreiber und die kom-
	 munalen Spitzenverbände streben an, dass 	
	 die Standortentscheidungen einvernehmlich 	
	 erfolgen und dass auch bei umstrittenen 		
	 Standorten die Belange und Interessen beider 	
	 Seiten möglichst weitgehend berücksichtigt 	
	 werden.  
 
●	 Die Mobilfunknetzbetreiber werden die Kom-
	 munen vor Inbetriebnahme über den bevor-
	 stehenden Sendebeginn informieren. Diese 	
	 Information erfolgt zusätzlich zur Anzeige-
	 pflicht gegenüber der zuständigen Behörde 	
	 gemäß 26. BImSchV.  
 
●	 Die Mobilfunknetzbetreiber streben auf- 
	 grund der großen Anzahl von Antennen- 
	 standorten – zur Wahrung städtebaulicher  
	 Belange – die möglichst optimale Nutzung  
	 von vorhandenen und zukünftigen Anten- 
	 nenstandorten an. 

3.3 
Allgemeine Maßnahmen
●	 Die Mobilfunknetzbetreiber bieten an, in 		
	 Zusammenarbeit mit den kommunalen Spit-
	 zenverbänden auf Länderebene übergreifen-
	 de Informationsveranstaltungen zu Fragen 	
	 des Mobilfunks in den einzelnen Bundeslän-	
	 dern durchzuführen.  
 

●	 Die Mobilfunknetzbetreiber werden gemein-
	 sam mit dem Informationszentrum Mobil-	
	 funk (IZMF) geeignete Informationsmateria-
	 lien zu den Aspekten der mobilen Kommu-
	 nikation zur Verfügung stellen. Dabei soll in 	
	 Zusammenarbeit zwischen dem IZMF und 	
	 den kommunalen Spitzenverbänden Material 	
	 entwickelt werden, das besonders auf den 
	 Informationsbedarf der Kommunen zuge-		
	 schnitten ist. 
 
●	 Entsprechend ihrer Möglichkeiten nutzen die 	
	 kommunalen Spitzenverbände ihre verbands-
	 internen Kommunikationsmöglichkeiten, um 	
	 eine verbesserte Information der Kommunen 	
	 über alle in Zusammenhang mit der Mobil-	
	 funkentwicklung relevanten Fragestellungen 
	 zu erreichen.  
 
●	 In Anbetracht der wirtschaftlichen Bedeu-		
	 tung der Mobilfunkinfrastruktur – auch für 	
	 die Kommunen – erscheint die Bereitstellung 	
	 kommunaler Liegenschaften zur Installati- 
	 on neuer Sendeanlagen folgerichtig. Die  
	 Spitzenverbände empfehlen daher, die Bereit- 
	 stellung kommunaler Liegenschaften auf  
	 Grundlage von mit ihnen abgestimmten  
	 Rahmenverträgen zu prüfen.  
 
Die kommunalen Spitzenverbände und die 
Mobilfunknetzbetreiber schließen diese 
Vereinbarung in dem Bewusstsein, dass ein 
partnerschaftliches Zusammenwirken und 
eine Konfliktminimierung beim Ausbau der 
Mobilfunknetze für alle Beteiligten vorteilhaft 
ist. Mobilfunknetzbetreiber und kommunale 
Spitzenverbände sprechen sich dafür aus,  
dass zur Berücksichtigung der regionalen  
und jeweils landesspezifischen Gegebenhei- 
ten ggfs. ergänzende Vereinbarungen zum 
gemeinsamen Vorgehen auf Landesebene  
entwickelt werden.  
 
Die Beteiligten gehen davon aus, dass Infor-
mations- und Beteiligungsmaßnahmen seitens  
der Betreiber ab dem 4. Quartal 2001 umge-
setzt werden.
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Fortschreibung  der 
Selbstverpflichtung  von  2001

Maßnahmen zur weiteren Verbesserung 
von Sicherheit und Verbraucher-, Um-

welt- und Gesundheitsschutz, Information und 
vertrauensbildenden Maßnahmen beim Mobil-
funk der Unternehmen E-Plus Mobilfunk GmbH 
& Co. KG, Telefónica O2 Germany GmbH & Co. 
OHG, T-Mobile Deutschland GmbH, Vodafone 
D2 GmbH – im Folgenden Mobilfunknetzbetrei-
ber genannt –

Im Dezember 2001 haben die Mobilfunknetz-
betreiber gegenüber der Bundesregierung eine 
freiwillige Selbstverpflichtung mit dem Titel 
„Maßnahmen zur Verbesserung von Sicherheit 
und Verbraucher-, Umwelt- und Gesundheits-
schutz, Information und vertrauensbildenden 
Maßnahmen beim Ausbau der Mobilfunk-
netze“ abgegeben. Die Vereinbarung hat vier 
Schwerpunkte:

●	 Die Verbesserung von Kommunikation und 

	 Partizipation bei der Standortfindung.
●	 Verbraucherschutz und Verbraucher- 

	 information zu Handys.
●	 Die finanzielle Unterstützung der  

	E rforschung der Wirkung hochfrequenter  

	 elektromagnetischer Felder.
●	 Die Beteiligung am Aufbau einer EMF-Daten-		

	 bank (EMF = Elektromagnetische Felder) bei

	 der Bundesnetzagentur, eines Netzes von 		

	E MF-Monitoren und an EMF-Messpro- 

	 grammen. Sie zielte darauf, Vorbehalte und  

	K ritik in Teilen der Bevölkerung aufzugreifen  

	 und durch konkrete zusätzliche Maßnahmen  

	 die Vorsorge weiter zu verstärken.

Über die Einhaltung der Zusagen haben die 
Mobilfunknetzbetreiber die Bundesregierung 
jährlich auf der Basis eines unabhängigen 
Gutachtens informiert. Diese Gutachten zeigen, 
dass die Mobilfunknetzbetreiber ihren Zusagen 
nachgekommen sind und mit den ergriffenen 
Maßnahmen deutliche Verbesserungen 
erreicht wurden.

Die wesentlichen Ziele – die Intensivierung der 
Forschung, die Verbesserung der Transparenz 
beim Netzaufbau und die Verbesserung des 
EMF-Monitorings – wurden erreicht. Mithilfe 
der für Forschung und EMF-Monitoring zur 
Verfügung gestellten Finanzmittel konnten das 
Deutsche Mobilfunkforschungsprogramm, die 
EMF-Datenbank der Bundesnetzagentur zur 
Information der Bürgerinnen und Bürger sowie 
ein automatisches Messsystem zur kontinuier-
lichen Erfassung von örtlichen Immissionen 
mitfinanziert werden. Durch neu entwickelte 
Informationsmaßnahmen und Abstimmungs-
prozesse konnten messbare Verbesserungen 
bei der Lösung von Standortkonflikten und 
bei der Information von Bürgerinnen und 
Bürgern erreicht werden. Dennoch gibt es bei 
der Lösung von Standortkonflikten, im Bereich 
der Forschung, bei der Information der Bürge-
rinnen und Bürger sowie bei der Verbraucher
information weiteren Handlungsbedarf.

Zur weiteren Verbesserung der Situation sagen 
die Mobilfunknetzbetreiber zu, das heute beste-
hende hohe Niveau an Informationsmaßnah-
men und Abstimmungsprozessen auch in Zu-
kunft in vollem Umfang zu gewährleisten und 
die im Rahmen der Selbstverpflichtung etab-

lierten Abläufe und Maßnahmen mit der in den 
bisherigen Jahresgutachten attestierten Qualität 
uneingeschränkt weiterzuführen. Darüber hin-
aus erklären sie sich bereit, schlussfolgernd aus 
dem Jahresgutachten 2007 und der Bilanz zur 
Selbstverpflichtung folgende Maßnahmen zur 
weiteren Verbesserung zu ergreifen:

4.1 
Kommunikation und 

Information

Sendebeginnsanzeige

Trotz der intensiven Bemühungen der Mobil-
funknetzbetreiber um zeitgerechte und zuver
lässige Übersendung der Sendebeginnsanzeige 
an die Kommunen erklärt ein Teil der kleinen 
Kommunen, dass sie nicht informiert seien.
Für eine zuverlässige Information der zustän-
digen kommunalen Stellen, auch in kleinen 
Kommunen, sind die Mobilfunkbetreiber 
deshalb mit der Bundesnetzagentur übereinge-
kommen, die passwortgeschützte Kommunale 
Datenbank der Bundesnetzagentur entspre-
chend zu erweitern. Ziel ist es, ab Juli 2009 
allen bei der Kommunalen Datenbank der Bun-
desnetzagentur angemeldeten Kommunen, 
automatisch und zeitgleich zum Anzeigetermin 
gemäß 26. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchV),  
eine Sendebeginnsanzeige zuzusenden. Die  
für diese Erweiterung notwendigen Mittel wer-
den dabei von den Mobilfunknetzbetreibern 
bereitgestellt. Im Sinne des von der Bundesre-
gierung angestrebten Bürokratieabbaus sollen
mittelfristig alle oben genannten Prozesse har-
monisiert und auf elektronische Datenübermitt-
lung umgestellt werden. Die Mobilfunknetz-
betreiber werden aber in einer Übergangszeit 
auf Wunsch von Kommunen, die noch nicht  
bei der Kommunalen Datenbank angemeldet 
sind, die Sendebeginnsanzeige wie bisher auf 
dem Postwege zusenden.

Information der Kommunen

Bei der Bürgerinformation unterstützen die 
Mobilfunknetzbetreiber und das IZMF die 
Kommunen in vielfältiger Weise. Zur Verbes-
serung der Informationen insbesondere für 
kleinere Kommunen, in denen Konfliktpoten-
zial erkennbar ist, wird die aktive Informations-
arbeit des IZMF weiter ausgebaut. Dazu wird 
die bisherige systematische Medienauswer-
tung erweitert, mit der Gemeinden, in denen 
Konflikte auftreten, und deren Repräsentanten 
(Verwaltung und Rat) angesprochen und mit 
umfassendem Informations- und Aufklärungs-
material versorgt werden. In Zukunft werden 
die Mobilfunknetzbetreiber das IZMF aktiv 
über Konflikte informieren, von denen sie 
Kenntnis haben. Zudem wird das Material so 
aufgearbeitet, dass es geeignet ist, an Bürge-
rinnen und Bürger weitergegeben zu werden. 
Daneben werden künftig auch Bürgerinitiativen 
und deren Repräsentanten, soweit sie bekannt 
sind, mit Informations- und Aufklärungsmate-
rial versorgt.

Verbesserung des Konflikt- 
managements in Kommunen

Zur Klärung von Konflikten beim Netzaufbau 
haben die Netzbetreiber im Einvernehmen mit 
den kommunalen Spitzenverbänden Clearing-
stellen eingerichtet, die darüber befinden, ob 
das zwischen den Mobilfunknetzbetreibern und 
Kommunen vorgesehene Beteiligungsverfahren 
eingehalten ist. Ziel der Clearingstelle ist es
außerdem, in besonderen Streitfällen zwischen 
den örtlich Beteiligten moderierend zu vermit-
teln und Lösungsmöglichkeiten im Fall stritti-
ger Entscheidungen zu suchen. Die Erfahrun-
gen zeigen, dass die Clearingstellen erfolgreich 
zur Beilegung von Konflikten beitragen. Jedoch 
hat sich auch gezeigt, dass für viele Kommunen 
die Ansprechpartner der Clearingstellen nicht 
bekannt sind. Deshalb werden die Betreiber 
und analog das IZMF auf der jeweiligen Home-
page entsprechende Kontaktformulare einstel-
len, um den Kommunen den Zugang zu den 
Clearingstellen zu erleichtern.

4.0
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Alternativstandorte

Bei Uneinigkeit über die Nutzbarkeit von 
Alternativstandorten, die durch die Kommu-
nen vorgeschlagen wurden, werden Art und 
Verständlichkeit der Prüfung oft als intrans-
parent und nicht bürgergerecht kritisiert. Um 
die Ergebnisse der Prüfung, insbesondere die 
Ablehnung von Alternativstandorten, noch 
klarer zu machen, erklären sich die Mobilfunk-
netzbetreiber bereit, in Zusammenarbeit mit 
den kommunalen Spitzenverbänden Kriterien 
zu entwickeln, die die Standortentscheidung 
fallbezogen nachvollziehbar und für Laien  
verständlich machen. Die Informationen, die  
einer Kommune zur Verfügung gestellt wer-
den, sollen so gestaltet sein, dass sie auch für 
die Information der Bürgerinnen und Bürger
geeignet sind.

4.2 
Verbraucherschutz und 

Verbraucherinformation 

zu Handys

Zur weiteren Verbesserungen der Informatio-
nen für die Verbraucher sagen die Mobilfunk-
netzbetreiber zu, die vorhandenen und von  
den Gutachtern als gut bewerteten Informa-
tionsmaterialien zur Exposition durch Mobil-
funkgeräte in den betreibereigenen Shops für 
die Kunden leicht verfügbar zu machen. Hier-
zu werden sie zusätzlich zu den Prüfungen im 
Rahmen der zweijährigen unabhängigen Gut-
achten regelmäßig dokumentierte Stichproben 
in mindestens fünf Prozent der eigenen Filia- 
len durchführen, um die Verfügbarkeit zu prü-
fen und zu gewährleisten. Zudem unterstützen 
die Mobilfunknetzbetreiber die Initiative der 
Bundesregierung, ein europäisches Qualitäts-
siegel für mobile Endgeräte unter besonderer 
Berücksichtigung einer niedrigen Exposition 
der Nutzer zu entwickeln.

4.3 
Forschung

Forschungsförderung

Im Rahmen des Deutschen Mobilfunkfor
schungsprogramms wurden die Wirkungen
elektromagnetischer Felder intensiv unter-
sucht. Die Strahlenschutzkommission und das 
Bundesamt für Strahlenschutz sind dabei, die 
umfangreichen Ergebnisse auszuwerten und 
haben bereits erste Empfehlungen für noch 
notwendige Forschungsprojekte gegeben. Die 
Bundesregierung plant für die Forschung zu 
gesundheitlichen Auswirkungen hochfrequen-
ter elektromagnetischer Felder bis zu 500.000 
Euro pro Jahr bereitzustellen. Die Mobilfunk-
netzbetreiber bekräftigen ihr Interesse an die- 
ser unabhängigen Forschung, indem sie dieje-
nigen Forschungsprojekte, die die gesundheit-
lichen Auswirkungen der elektromagnetischen 
Felder und Signale des öffentlichen Mobilfunks 
untersuchen, anteilig mit Mitteln in Höhe  
von 1,0 Mio. Euro unterstützen.

Runder Tisch

Die Mobilfunknetzbetreiber regen an, den im 
Rahmen des Runden Tisches zumDeutschen 
Mobilfunk Forschungsprogramm (RTDMF) mit 
verschiedenen Stakeholdern aufgenommenen 
Dialog fortzusetzen. Der RTDMF gibt gesell-
schaftlichen Gruppen und Institutionen die 
Möglichkeit, sich über den Stand der Forschung 
zu informieren und Anregungen aus ihrer Sicht 
dazu abzugeben. Insbesondere soll der RTDMF 
auch künftig einen Beitrag zur Transparenz 
leisten und das Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) bei der Kommunikation von Forschungs-
ergebnissen zu elektromagnetischen Feldern 
des Mobilfunks weiter beratend unterstützen.
Wünschenswert wäre es, wenn in den weiteren 
Dialog auch Ergebnisse internationaler For
schungsprogramme mit einbezogen würden.

4.4 
Monitoring

Die Mobilfunknetzbetreiber werden die Bun-
desregierung alle zwei Jahre auf der Basis
eines unabhängigen Gutachtens über die Erfah-
rungen mit der Selbstverpflichtung informie-
ren. Darüber hinaus werden sie einmal im Jahr 
an einem Kontrollgespräch teilnehmen, zu dem 
die Bundesregierung einlädt. Mit diesen neuen 
Maßnahmen wollen die Mobilfunknetzbetreiber 
auch künftig einen aktiven Beitrag zur weiteren 
Verbesserung der Vorsorge beim Mobilfunk 
leisten. Die Maßnahmen sind geeignet, weitere 
Fortschritte bei der Lösung von Standortkonflik-
ten und bei der Information der Bürgerinnen 
und Bürger zu erzielen. Zudem helfen sie, den 
Wissensstand über die Wirkung von Mobilfunk 
zu vervollständigen.
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Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU)
Stresemannstraße 128 - 130
10117 Berlin
Telefon:	030 18305-0
Telefax:	030 18305-4375
www.bmu.de

Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände
c/o Deutscher Städtetag
Lindenallee 13 - 17
50968 Köln
Telefon:	0221 3771-0
Telefax:	0221 3771-128
E-Mail: post@staedtetag.de
www.staedtetag.de

Informationszentrum Mobilfunk e. V.
Hegelplatz 1
10117 Berlin
Telefon:	030 2091698-0
gebührenfreie Hotline: 0800 3303133
Telefax:	030 2091698-11
E-Mail: info@izmf.de
www.izmf.de

Deutsches Institut für Urbanistik
Straße des 17. Juni 110
10623 Berlin
Telefon:	030 39001-0
Telefax:	030 39001-116
E-Mail: henckel@difu.de
www.difu.de

Zusätzliche Adressen und 
Internetseiten mit Informationen 
zum Mobilfunk

Bundesnetzagentur für Elektrizität,  
Gas, Telekommunikation, Post und  
Eisenbahnen (BNetza)
Tulpenfeld 4, 53113 Bonn 
Postfach 80 01
53105 Bonn 
Telefon:	0228 14-0  
Telefax:	0228 14-88 72
www.bundesnetzagentur.de

Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)
Postfach 10 01 49 
38201 Salzgitter
Telefon:	01888 333-11 30 
Telefax:	01888 333-11 50
www.bfs.de

Strahlenschutzkommission (SSK)
Geschäftsstelle beim Bundesamt 
für Strahlenschutz 
Postfach 12 06 29 
53048 Bonn 
Telefax:	0228 676459  
E-Mail: HHeller@bfs.de
www.ssk.de

5.0 Anhang:  
Alles,  was  nützlich  ist
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Informationszentrum Mobilfunk e. V. (IZMF)
Hegelplatz 1 I 10117 Berlin
Kostenfreie Hotline: 0800 3303133
E-Mail: info@izmf.de
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